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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag eines Beschlusses des Rates betreffend die Beteiligung des Sozialfonds 
an strukturellen Anpassungsmaßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen Sozial- 
fonds ^), insbesondere auf Artikel 4, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die am 10. Dezember 1974 in Paris versammelten 
Staats- und Regierungschefs forderten unter Berück- 
sichtigung der Probleme der am stärksten unter der 
schwierigen Wirtschaftslage leidenden Regionen 
und Arbeitnehmergruppen „ein energisches und ko- 
ordiniertes Gemeinschaftsvorgehen auf dem Arbeits- 
markt", gegebenenfalls in Verbindung mit einer 
verstärkten Beteiligung des Europäischen Sozial- 
fonds. 

Angesichts der Beschäftigungslage in der Gemein- 
schaft erscheint es notwendig, eine spezifische ge- 
meinsame Aktion zur besseren Abstimmung von 
Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt 
durchzuführen. 

Damit die Mobilität der Arbeitskräfte unter gün- 
stigen Bedingungen verwirklicht werden kann, müs- 
sen die Maßnahmen, für die Zuschüsse gewährt 
werden, im Rahmen von Umstrukturierungs- und 
Entwicklungsprogrammen durchgeführt werden, die 
die Beschäftigung oder Wiederbeschäftigung der be- 
troffenen Arbeitnehmer gewährleisten. 

Diese Programme müssen die Entwicklung von 
Wirtschaftszweigen fördern, deren Expansion im 
Hinblick auf die mittelfristige Wirtschaftsentwick- 
lung der Gemeinschaft besonders wünschenswert 
erscheint und die strukturelle Anpassung der am 
stärksten betroffenen Sektoren erleichtert. 

Einige Personengruppen und Gebiete sind beson- 
ders stark von der wirtschaftlichen Umstrukturie- 
rung betroffen; ihnen ist daher Vorrang einzuräu- 
men. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S, 15 
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Der Sozialfonds ermöglicht eine Beteiligung an 
den Kosten der gegenwärtig oder künftig in den 
Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen zur Förde- 
rung der Beschäftigung und der geographischen oder 
beruflichen Mobilität des Arbeitnehmers, deren Be- 
schäftigung infolge wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
in den in Umstrukturierung begriffenen Wirtschafts- 
zweigen bedroht ist. 

Die Modalitäten für das Eingreifen und das Funk- 
tionieren des Sozialfonds sind in der Verordnung 
(EWG) Nr. 2396/71 des Rates vom 8. November 
1971 zur Durchführung des Beschlusses des Rates 
vom 1. Februar 1971 über die Reform des Euro- 
päischen Sozialfonds festgelegt - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

1. Zuschüsse des Fonds können im Sinne des Ar- 
tikels 4 des Beschlusses des Rates vom 1. Februar 
1971 an Maßnahmen gewährt werden, die die 
geographische und berufliche Mobilität der Ar- 
beitnehmer fördern, die sich einen sicheren Ar- 
beitsplatz in Wirtschaftszweigen suchen, deren 
Entwicklung oder strukturelle Anpassung eine 
angemessene Ausbildung der Arbeitskräfte er- 
fordern. 

2. Für die Anwendung dieses Beschlusses kommen 
nach den im vorhergehenden Absatz genannten 
Kriterien Maßnahmen in Frage zur Förderung: 

— der Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Umstrukturierung des Energiesektors, 

— neuer Produktionszweige oder Initiativen, die 
vorrangige gemeinsame Bedürfnisse befriedi- 
gen, 

— der strukturellen Anpassung, Diversifizierung 
oder Umstellung der Wirtschaftszweige, Bran- 
chen oder Produktionszweige, deren Beschäf- 
tigung aufgrund struktureller Probleme stark 
beeinträchtigt ist, in Entwicklungsbereiche. 

Artikel 2 

Zuschüsse des Fonds können nur gewährt werden, 
wenn die Maßnahmen zugunsten der in Artikel 1 
genannten Personen zur Durchführung von Anpas- 
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sungs- oder Entwicklungsprogrammen beitragen, die 
mit den wirtschaftlichen und sozialen Zielsetzungen 
der Gemeinschaft vereinbar sind. Diese Programme 
stecken vor allem den wirtschaftlichen Rahmen der 
Maßnahmen ab und erläutern deren Zielsetzungen 
und Mittel. 

Artikel 3 

Unter den Bedingungen und innerhalb der Grenzen 
des Artikels 1 werden den Maßnahmen Vorrang 
eingeräumt, die in den am stärksten unter den Be- 
sch äftigungs Schwierigkeiten leidenden Gebieten zu- 
gunsten folgender Personengruppen durchgeführt 
werden: 

— Personen, die in Wirtschaftszweigen oder Bran- 
chen tätig sind, deren Beschäftigungslage infolge 
struktureller Probleme stark beeinträchtigt ist, 

— arbeitslose oder arbeitsuchende Jugendliche 
unter 25 Jahren und Frauen. 


Artikel 4 

Zuschüsse des Fonds können im Sinne dieses Be- 
schlusses zu den Beihilfen gewährt werden, die in 
der Verordnung (EWG) Nr. 2397/71 des Rates über 
Beihilfen, zu denen Zuschüsse aus dem Europäischen 
Sozialfonds gewährt werden können, aufgeführt 
sind. 

Artikel 5 

Dieser Beschluß tritt am fünften Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Er gilt für die Maßnahmen, deren Entwurf von der 
Kommission vor Ablauf einer Frist von zwei Jahren 
i nach dem Inkrafttreten dieses Beschlusses geneh- 
migt worden ist, unbeschadet der Anerkennung des 
Artikels 11 des Beschlusses des Rates vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen So- 
zialfonds. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. Mai 1975 - 1/4 - 680 70 - E - So 20/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschiag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


1. Anläßlich des Gipfeltreffens von Paris im De- 
zember 1974 haben die Staats- und Regierungschefs 
ihre Beunruhigung über die Beschäftigungslage in 
der Gemeinschaft zum Ausdruck gebracht, die sich 
seit einigen Monaten ständig verschlechtert hatte. 
Gleichzeitig wiesen sie auf die Notwendigkeit „eines 
energischen und koordinierten Gemeinschaftsvor- 
gehens auf dem Arbeitsmarkt" hin und haben „ange- 
sichts der Probleme der am stärksten unter der 
schwierigen Beschäftigungslage leidenden Regionen 
und Arbeitnehmergruppen" eine Erhöhung der Mit- 
tel des Sozialfonds in Erwägung gezogen. Eine Be- 
teiligung des Sozialfonds in diesem Rahmen fand 
grundsätzlich auch die Zustimmung der Sozialpart- 
ner. 

Obwohl sich die Beobachter unserer Länder über die 
Art und die voraussichtliche Dauer der Rezession 
oder Krise der Gemeinschaft keineswegs einig sind, 
wird doch allgemein eingeräumt, daß in diesen Kon- 
junkturerscheinungen in immer stärkerem Maße 
strukturelle Anpassungs- oder Wiederanpassungs- 
probleme zum Durchbruch kommen. Im Beschäfti- 
gungsbereich erfordern diese Strukturanpassungen 
zwangsläufig eine große Mobilität der Arbeitskräfte, 
das zeigt sich vor allem bei Verlagerungen in Inno- 
vationsgebiete, bei innerbetrieblichen Umstellun- 
gen sowie bei sektoralen Umstellungen oder Diver- 
sifizierungen. 

2. Der Sozialfonds stellt für die Gemeinschaft, un- 
abhängig von anderen möglichen und wünschens- 
werten Maßnahmen ein ausgezeichnetes Instrument 
für eine im Zuge der Umstrukturierungen erforder- 
lichen besseren Abstimmung zwischen Stellenange- 
bot und Stellennachfrage am Arbeitsmarkt dar. An- 
gesichts der großen Zahl der Arbeitnehmer, die von 
diesen Umstrukturierungen betroffen sind, erscheint 
eine besondere gemeinsame Aktion der Gemein- 
schaft im Sinne des Artikels 4 des Beschlusses vom 
1. Februar 1971, der eine Beteiligung des Sozial- 
fonds an einer Reihe bestimmter Maßnahmen vor- 
sieht, als durchaus gerechtfertigt. 

Eine solche Öffnung würde natürlich nicht die be- 
reits bestehenden Interventionsmöglichkeiten des 
Fonds, vor allem zur Förderung der in Schwierigkei- 
ten befindlichen Gebiete, insbesondere der indu- 
striell unterentwickelten Gebiete beeinträchtigen. 
Dies muß bei künftigen Beschlüssen betreffend Be- 
teiligung im Sinne des Artikels 5, der sich speziell 
mit derartigen Regionalproblemen befaßt, berück- 
sichtigt werden. Auch einige Schwierigkeiten der 
Wanderarbeitnehmer können durch Beteiligung des 
Fonds im Rahmen des Artikels 4 des Beschlusses 
zugunsten der Wanderarbeitnehmer gelöst werden. 

3. Die besondere gemeinsame Aktion im Sinne des 
Artikels 4 kann zunächst Maßnahmen auf dem Ge- 
biet beruflicher Bildung anregen, die die Entwick- 
lung von Innovationstätigkeiten fördern oder deren 
rasche Entwicklung für die Aussichten der mittel- 


I fristigen Wirtschaftsentwicklung der Gemeinschaft 
I von Interesse sind. Die Gemeinschaft muß dazu bei- 
j tragen, rasch ein qualifiziertes Arbeitskräftepoten- 
1 tial für eine begrenzte Zahl von Tätigkeiten bereit- 
I zustellen und den Arbeitnehmern vor allem Zugang 
j zu diesen neuen Berufen zu verschaffen: das gilt 
i für die Vorhaben zur Entwicklung neuer Energie- 
quellen oder die rationellere Energienutzung, neue 
Produktionsformen oder Initiativen, die vorrangige 
gemeinschaftliche Bedürfnisse befriedigen, beispiels- 
weise auf dem Gebiet der öffentlichen Verkehrs- 
mittel oder der Verbesserung der Lebensqualität. 

I In Frage kommen weiterhin Berufsbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen für Arbeitnehmer, die Teil 
der Maßnahmen auf dem Gebiet der strukturellen 
Anpassung der Umstellung oder Diversifizierung in 
den Wirtschaftszweigen oder Branchen sind, deren 
gegenwärtige oder künftige Anpassung sich stark 
auf die Beschäftigungsstrukturen auswirkt. Sofern 
sich die Entwicklung der Arbeitslosenzahl und die 
sektoralen Beschäftigungsaussichten nicht kurzfristig 
ändern, handelt es sich dabei um die häufig bei den 
jüngsten Konsultationen auf Gemeinschaftsebene 
zitierten Wirtschaftszweige oder Branchen: Kraft- 
fahrzeugindustrie, Baugewerbe, Textilindustrie und 
Teile der chemischen Industrie sowie einige ver- 
wandte Wirtschaftszweige oder den Teilfertigungs- 
sektor. 

Schließlich ist jede Maßnahme Teil eines Maßnah- 
menkatalogs eines Programms auf der Ebene des 
Sektors, des Mitgliedstaates, der Region, oder sogar 
des Unternehmens, das den wirtschaftlichen Rahmen 
und den Umfang der ergriffenen Anpassungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen absteckt. Die Kommission 
möchte dadurch gewährleisten, daß die Maßnahmen, 
zu denen der Fonds Zuschüsse gewährt, im Hinblick 
auf ihre Zweckmäßigkeit und Effizienz im nationalen 
Rahmen genügend Sicherheiten bieten und schritt- 
weise mit den wirtschaftlichen und sozialen Ziel- 
setzungen der Gemeinschaft im Einklang gebracht 
werden können. 

4. Gemäß dem auf der „Gipfelkonferenz" zum Aus- 
druck gebrachten Willen, den von Beschäftigungs- 
schwierigkeiten am stärksten betroffenen Personen- 
gruppen und Gebieten besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen, muß sich der Fonds vorrangig an Maß- 
nahmen zugunsten von Personen in den Wirtschafts- 
zweigen oder Branchen, in denen ein besonders 
starker Anstieg der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen 
war, sowie zugunsten der Jugendlichen und der 
Frauen beteiligen, die traditionell bei Krisen oder 
Rezessionen am anfälligsten sind. Es erscheint aller- 
dings zweckmäßig, diesen Vorrang den Personen in 
den Gebieten mit den größten Beschäftigungsschwie- 
rigkeiten einzuräumen. 

Den Frauen wird in Anwendung der selektiven Kri- 
terien und im Rahmen der besonderen Aktionen im 
Zusammenhang mit der Durchführung des in der 
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Mitteilung der Kommission an den Rat [Dok. COM 
(75) 36] genannten Programms Vorrang eingeräumt. 
5. Ferner ist vom Rat zu präzisieren, welche Beihil- 
fearten für Zuschüsse im Rahmen des Artikels 4 
seines Beschlusses in Frage kommen. 

Die ersten Konsultationen haben gezeigt, daß eine 
neue Beihilfe, auf deren Grundlage der Fonds Auf- 
wendungen für Wartegelder oder sonstigen einkom- 
mensichernden Beträge übernehmen würde, in die- 
sem Stadium vom Rat eventuell nicht gebilligt wür- 
de. 

Die Kommission schlägt deshalb vor, für die Durch- 
führung des Beschlusses nur die Beihilfen zu berück- 
sichtigen, die in der Liste der Beihilfen in der Ver- 
ordnung angegeben sind. 
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